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Wie lange klappt die
Hinhaltestrategie?
Nun ist sie also da, die Altersstrate-
gie. Innerhalb von gut drei Jahren
hat es die Regierung nun geschafft,
einige Statistiken, Allgemeinplätze
und Absichtserklärungen für die
ältere – beim aktuellen Tempo
wohl für eher meine – Generation
zu formulieren. Entstanden ist
wenig Greifbares, aber eine gute
Zusammenfassung. Bereits 2017
hatte die Stiftung Zukunft.li eine
Studie zur Finanzierung von Pflege
und Betreuung im Alter publiziert.
Eine entsprechende Postulats-
beantwortung liess bereits drei
Jahre auf sich warten. Wie wir
die Bedürfnisse der Menschen im
Alter künftig finanzieren wollen,
darüber schweigt sich auch die
Altersstrategie weitgehend aus.
Auch eine VU-Motion zur Stärkung
der Familienarbeit, mit der
Erwerbsausfälle im Zusammenhang
mit unbezahlter Care-Arbeit in der
Familie kompensiert werden sollte,
ist bisher unbeantwortet. Nun ist es
so, dass die Babyboomer in Rente
gehen und die Politik bei uns im
Schlafwagen unterwegs ist. Je
länger man mit nachhaltigen
Lösungen wartet, desto teurer wird
es. Aktuell bezahlen in Liechtenstein
2/3 die Steuerzahlerinnen und
Steuerzahler. Den Rest teilen sich
im Wesentlichen die Krankenkassen
und die Patienten auf. Wie lange
diese Rechnung noch aufgeht, ist
fraglich.

Und weil eben nichts vorwärts
geht, wird es nun verschiedene
parlamentarische Vorstösse geben,
die nicht koordiniert vonstatten
gehen werden. Die erste Vorlage
lieferten Johannes Kaiser und
Wendelin Lampert, die seit mehr
als 20 Jahren im Landtag sitzen
und nun auch die Geduld verloren
haben. Gerade vor den Wahlen wird
es spannend sein, zu beobachten,
welche «Geschenke» die ältere
Generation zu erwarten hat.
Schliesslich sind es sie, die konse-
quent an Wahlen und Abstimmun-
gen teilnehmen. Und in den letzten
gut 10 Jahren unter FBP-Führung ist
in diesem Bereich wenig bis gar
nichts passiert. Ein Reformstau,
der uns angesichts der vielen
Begehrlichkeiten teuer zu stehen
kommen kann. Die Stiftung Zu-
kunft.li prophezeiht, dass die Bevöl-
kerung diesen Stillstand früher oder
später mit Steuererhöhungen
bezahlen werden muss. Aktuell
sind wir noch mit einem gewissen
Finanzpolster staatlicherseits
ausgerüstet. Aber je länger es dauert
desto teurer wird es, und je teurer es
wird, desto schwieriger wird es,
mehrheitsfähige und nachhaltige
Lösungen zu verwirklichen.

Michael Winkler
Generalsekretär
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Eine gute Demokratie braucht
eine hohe Stimmbeteiligung
Die Stimmbeteiligung bei Abstimmungen sinkt im Durchschnitt langsam, aber stetig. Die VU möchte
deshalb die Regierung mittels Postulat bitten, zu ermitteln, wie man die Stimmbeteiligung erhöhen
kann. Die vorgängige Ablehnung durch das Innenministerium dürfte ein politisches Manöver sein.

Mit einer Stimmbeteiligung von
ungefähr 2/3 liegt die Beteiligung an
direktdemokratischen Urnengän-
gen in Liechtenstein verglichenmit
anderen Ländern relativ hoch»,
heisst es im Postulat der VU. Des-
halb sei es womöglich «Jammern
auf hohem Niveau». Dennoch
sieht es die VU-Fraktion als Ziel an,
dassmöglichst viele Stimmberech-
tigte sich an Wahlen und Abstim-
mungen beteiligen. «Heute sind
ca. die Hälfte der Einwohnerinnen
und Einwohner des Landes stimm-
berechtigt. Aus dieser Tatsache in
Kombination mit der Feststellung,
dass die Stimmbeteiligung stetig
sinkt – obwohl wir de iure sogar
noch eine Stimm- undWahlpflicht
haben! – ergibt sich die Schlussfol-
gerung, dass eine Minderheit be-
stimmt, was für eine Mehrheit
relevant ist. Das kann demokratie-
politisch früher oder später zu un-
angenehmen Folgen führen»,
heisst es im Postulat.

Motivieren und mobilisieren
Die VU-Fraktion hängt dort ein,
wo sie nach den vergangenen Ab-

stimmungen im Januar und Feb-
ruar aufhörte: «Die VU betonte
hier, dass die niedrige Stimmbe-
teiligung problematisch sei.
Zudem hat der Politikwissen-
schaftler Christian Frommelt von
der Uni Liechtenstein ebenfalls
angeregt, den Ursachen auf den
Grund zu gehen, warum die Betei-
ligung sinkt», erklärt Fraktions-

sprecher Manfred Kaufmann.
«Wir wollen genauer wissen,
warum die Leute von der politi-
schen Teilhabe fernbleiben und
waswir dagegen tun können», er-
gänzt VU-Vizepräsidentin Dagmar
Bühler-Nigsch. «Ausserdem be-
schäftigt uns die Frage, obmanmit
digitalisierten Abstimmungspro-
zessen womöglich wieder mehr

Menschen erreichen könnte.»Das
Ganze sollte aber nicht auf einem
Zwang aufbauen, sondern auf dem
Prinzip der Motivation und der
Mobilisation – auch darin sind sich
die Postulantinnen und Postulan-
ten einig.

Mit den aus der Postulatsbeant-
wortung gewonnenen Erkennt-
nissen könnte es dann unter
Umständen leichter fallen, die
Stimmbeteiligung zu halten oder
gar wieder zu erhöhen. Dass «die
Regierung» bereits im «Vater-
land» vergangene Woche ihre
Ablehnung des Postulats kund tat,
bevor es überhaupt im Landtag
diskutiert wurde, dürfte damit zu-
sammenhängen, dass das Innen-
ministerium derzeit bei der FBP
liegt und dassman sich dort gegen
die damit einhergehende Arbeit
wehrt, weil die Idee aus den Rei-
hen der VU stammt. Der Landtag
wird sich aber hoffentlich mehr
für politische Partizipation der
Bevölkerung, den Status Quo und
die Perspektiven der Digitalisie-
rung in der Demokratie interes-
sieren.

Wahl- und Stimmbeteiligung ist wichtig für eine gelebte Demokratie.
Foto: Nils Vollmar

Elternzeit bedeutet gemeinsam -metanand – föranand!

Ja, jeder Elternteil hat Anspruch auf
4 Monate nicht übertragbare Eltern-
zeit, die bis zum 3. Lebensjahr des
Kindes bezogen werden kann. 2 der 4
Monate werden mit maximal
4760 Franken pro Monat entschä-
digt. Bei voller Inanspruchnahme
durch alle anspruchsberechtigten
Eltern wird mit jährlichen Kosten
von 13,4 Mio. Franken gerechnet.
Realistischer ist eine Inanspruch-
nahme von 50-75 Franken und Kos-
ten von 6,7-10 Mio. Franken.

Ja, Väter sollen 2 Wochen bezahlten
Vaterschaftsurlaub erhalten, der in-
nerhalb von 8 Monaten nach der Ge-
burt bezogen werden muss. Die
Entschädigung beträgt 80% des
AHV-pflichtigen Lohnes. Bei voller
Inanspruchnahme durch alle Väter
wird mit Kosten von CHF 1,92 Mio.
pro Jahr gerechnet. Hier besteht ein
mehrheitlicher Konsens. Das Ziel, El-

tern die Betreuung ihrer Kinder im
ersten Lebensjahr zu erleichtern,
teile ich zu 100 Prozent. Allerdings
sehen einige Landtags-abgeordnete
wie ich bei einigen konkreten Rege-
lungen noch sehr grossen Klärungs-
bedarf. Es geht uns um eine
qualitativ gute und rechtssichere
Umsetzung, die vor allem in der Pra-
xis «verhebt», wie man auf gut
Deutsch sagt.

So ist aus unserer Sicht der
vorgeschlagene Zeitpunkt des

Inkrafttretens zum 1.7.2024
aufgrund der notwendigen Vorlauf-
zeiten und der Praktikabilität für die
Unternehmen nicht haltbar. Ein
späterer Termin wie der 1.1.2025

erscheint sinnvoller. Auch die ge-
plante Rückwirkung der Eltern- und
Vaterschaftszeit auf 3 Jahre wird von
vielen Vernehmlassungsteilnehmern
und Landtagsabgeordneten äusserst
kritisch gesehen. Dies würde in der
Praxis entweder zu einem Super-Gau
führen und die
Wirtschaft zum Erliegen bringen
oder motivierte Arbeitnehmer dazu
bringen, auf dieses «Angebot» zu
verzichten.

Auch die vorgesehene Übertragung
von Urlaubsansprüchen und die
Verlängerung der Kündigungsfrist
werden von vielen als unverhältnis-
mässig angesehen. Unakzeptabel ist
auch, dass Unfälle, die dem Versi-
cherten während des Elternzeit zu-
stossen, grundsätzlich als
Betriebsunfälle gelten. Wo bleibt da
der Realitätsbezug?

Der wohl wichtigste «Diskussions-
punkt» war die Finanzierung des
Mutterschafts- und Vaterschaftsur-
laubs, die nach dem Vorschlag der
Regierung über die Krankenkassen
(Taggeld) und nicht über die Famili-
enausgleichskasse (FAK) erfolgen
soll. Das ist der eigentliche gordische
Knoten.

Abschliessend möchte ich noch
anmerken, dass es lächerlich und
unqualifiziert von einem Gewerk-
schaftsvertreter ist, die Verzögerung
dem Landtag anzulasten, obwohl
die Richtlinie (EU) 2019/1158 seit
fünf Jahren von der Regierung hätte
umgesetzt werden können. Da aber
gerade die Minister der FBP in den
letzten Jahrzehnten eher dadurch
bekannt waren, dringende Projekte
auf die lange Bank zu schieben, ist
diese Verzögerung keine Überra-
schung. Dass im Landtag einiges
noch diskutiert werden muss, weil
die Vorlage eben nicht «verhebt»,
ist ebenfalls nicht dem Landtag an-
zulasten.

Wenn Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer weiterhin Hand in Hand die
Saat des Unternehmertums säen,
werden wir auch in Zukunft eine
reiche Ernte an Wohlstand und
Lebensqualität in unserem Land
ernten können. Herr Litscher,
Elternzeit bedeutet gemeinsam,
metanand, föranand: Die Verein-
barkeit von Familie und Beruf ist
wie eine starke Brücke, die nicht
nur die Familien stärkt, sondern
auch die Attraktivität unseres
Standortes erhöht.

Mario Wohlwend
Landtagsabgeordneter

Es geht uns um
eine qualitativ
gute und
rechtssichere
Umsetzung.


